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SITTEN | Der Preisüberwa-
cher nahm im Verfahren
ebenfalls Stellung. Die
empfohlenen Tarife wa-
ren deutlich tiefer. 

Die Preisüberwachung emp-
fahl im August 2015, also einen
Monat vor der Festlegung der
neuen Tarife durch die Walli-
ser Regierung, für zweimotori-
ge Helikopter 92.75 Franken
pro Flugminute, für einmotori-
ge Helikopter 81.60 Franken
pro Flugminute, einen Nacht-
zuschlag von 14.45 Franken
pro Flugminute und Material-
kosten von 159 Franken pro
Fall und Patient. 

Preisüberwacher 
hat besonderes Gewicht 
Im Bereich der Tariffestsetzun-
gen gilt es zu beachten, dass die
Kantonsregierung die Preis-
überwachung anhören und zu-
dem begründen muss, wenn sie
deren Empfehlung nicht folgt.

Den Empfehlungen der Preis-
überwachung komme ein be-
sonderes Gewicht zu, weil die
auf Sachkunde gestützte Stel-
lungnahme national einheitli-
che Massstäbe bei der Tariffest-
setzung setze.  

Das Bundesverwaltungs-
gericht auferlege sich praxisge-
mäss dann eine Zurückhaltung,
wenn der Entscheid der Vorin-
stanz mit den Empfehlungen
der Preisüberwachung überein-
stimme: «Weicht die Kantonsre-
gierung hingegen von den Emp-
fehlungen der Preisüberwa-
chung ab, kommt weder der An-
sicht der Preisüberwachung
noch derjenigen der Vorinstanz
generell ein Vorrang zu. Das Ge-
richt hat in diesen Fällen na-
mentlich zu prüfen, ob die Vor-
instanz die Abweichung in
nachvollziehbarer Weise be-
gründet hat.» 

Kommt zwischen Leis-
tungserbringern und Versiche-
rern kein Tarifvertrag zustan-

de, so setzt die Kantonsregie-
rung nach Anhören der Betei-
ligten den Tarif fest. Die Bestim-
mung, wonach die Kantonsre-
gierung bei der Genehmigung
von Tarifverträgen zu prüfen
hat, ob diese mit dem Gesetz
und den Geboten der Wirt-
schaftlichkeit und Billigkeit in
Einklang stehen, gilt auch bei
der Tariffestsetzung im ver-
tragslosen Zustand.  

Die Voraussetzungen für
eine hoheitliche Tariffestset-
zung waren in diesem Fall er-
füllt, was unter den Parteien 
unbestritten war.  

Nicht mit der Rega 
vergleichbar
Die Walliser Regierung begrün-
dete die höheren Tarife der Air
Zermatt gegenüber dem Tarif
der Alpine Air Ambulance AG
damit, dass die einen anderen
Leistungskatalog aufweise und
auch Rettungen in nicht alpi-
nem Gebiet durchführe. 

Aus mehreren Gründen, so die
Air Zermatt, sei auch ein Tarif-
vergleich mit der Rega nicht ge-
eignet. Die Tarife der Rega
könnten keine Rolle spielen, da
diese die Rettungskosten mit
über 88 Millionen Franken aus
Gönnergeldern finanziere. Die
Air Zermatt unterstütze die
Rettungsflüge durch ihre kom-
merzielle Tätigkeit und zu ei-
nem äusserst geringen Teil
durch ihre Gönner. Die bean-
tragten Tarife der Air Zermatt
entsprächen den Grundsätzen
der Wirtschaftlichkeit und der
Billigkeit. 

Preisüberwacher 
stützt Air Zermatt teils
Eine Argumentation, welche
die Preisüberwachung teils
stützte. Die bisherigen Tarife
der Air Zermatt (seit 2003) ent-
sprächen den Rega-Tarifen, wel-
che die Preisüberwachung im
Jahr 2008 vertieft analysiert ha-
be. Diese seien aber zumindest

für Rega-Verhältnisse etwa um
30 Prozent zu hoch. Da sich die
Verhältnisse der Rega insbeson-
dere in Bezug auf die Gönner-
beiträge nur beschränkt mit der
Situation der Air Zermatt ver-
gleichen liessen, könne von ei-
ner Reduktion von 30 Prozent
abgesehen werden. 

Dennoch sei davon aus-
zugehen, «dass die ermittelten
Flugminutentarife eher zu
hoch seien, gebe es doch offen-
bar andere Helikopterunter-
nehmen, mit denen die Kran-
kenversicherer tiefere Tarife
vereinbart hätten». Insofern
sei dieses Vorgehen zur Be-
urteilung der vorliegenden Ta-
rife «als eher grosszügig zu
verstehen». 

Gericht weigert sich, 
die Tarife festzulegen
Der Hauptantrag der Air Zer-
matt auf Festsetzung eines Ta-
rifs durch das Gericht wurde ab-
gewiesen: «Die entscheidwe-

sentlichen Daten für einen re-
formatorischen Entscheid feh-
len. Zudem sind bei der Tarif-
festsetzung verschiedene Er-
messensfragen zu entscheiden,
wofür primär die Kantonsregie-
rung und nicht das Bundesver-
waltungsgericht zuständig ist.»
Im Rahmen des eingeschränk-
ten Untersuchungsgrundsatzes
könne es auch nicht dem Ge-
richt obliegen, die Rechnungs-
legung der Air Zermatt im De-
tail zu prüfen und die effekti-
ven und tarifrelevanten Be-
triebskosten zu ermitteln,
zumal auch von den Parteien
keine geeigneten Beweismittel
vorgebracht worden seien.  

Was das zweite Rechtsbe-
gehren der Air Zermatt auf
Rückweisung der Streitsache an
die Vorinstanz mit der Anwei-
sung, einen Tarif festzusetzen,
«welcher die nachgewiesenen
Kosten vollständig deckt, anbe-
langt, so ist dieses teilweise gut-
zuheissen». hbi
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Regierung zwischen Stuhl und Bank
SITTEN | Das Bundesver-
waltungsgericht hat Mit-
te Juli die Tarife für heli-
koptergestützte Ret-
tungseinsätze der Walli-
ser Regierung aufge-
hoben. Beschwerden der
Air Zermatt AG und von
47 Krankenversicherern
wurden gutgeheissen.
Der Kanton muss noch-
mals über die Bücher. Da-
bei geht es um viel Geld. 

Laut Tarifvertrag vom 23. Janu-
ar 2006 zwischen den Walliser
Rettungsunternehmen, vertre-
ten durch den Verein Kantonale
Walliser Rettungsorganisation
(KWRO), und santésuisse gal-
ten im Rahmen der obligatori-
schen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) ab 1. Januar 2006 für
helikoptergestützte Rettungs-
einsätze folgende Tarife: für
zweimotorige Helikopter 87.20
Franken pro Flugminute, für
einmotorige Helikopter 77
Franken pro Flugminute, ein
Nachtzuschlag von 13.65 Fran-
ken pro Flugminute und Mate-
rialkosten von 150 Franken pro
Fall und Patient. 

Dieser Tarifvertrag wurde
per 31. Dezember 2011 gekün-
digt. In der Folge einigten sich
die Tarifpartner, dass die bishe-
rigen Tarife auch für das Jahr
2012 galten, was vom Staatsrat

des Kantons Wallis genehmigt
wurde. Danach hat der Staats-
rat den Vertrag für ein weiteres
Jahr verlängert, sodass diese 
Tarife auch für das Jahr 2013
zur Anwendung kamen. 

Fast 50 Franken 
Differenz pro Stunde
Im April 2014 setzte der Staats-
rat auf Gesuch der Heliunter-
nehmen die Tarife für helikop-
tergestützte Rettungseinsätze
der Walliser Rettungsunter-
nehmungen mittels einer vor-
sorglichen Massnahme unter
anderem für die durch die ta-
rifsuisse ag vertretenen Kran-
kenversicherer rückwirkend
ab 1. Januar 2014 für die Dauer
des Festsetzungsverfahrens
provisorisch wie bisher fest.
Der Staatsrat unterbreitete
den Beteiligten am 26. Juni
2015 einen neuen Tarifvor-
schlag. Für zweimotorige Heli-
kopter 108.05 Franken pro
Flugminute, für einmotorige
Helikopter 83.25 Franken pro
Flugminute, einen Nachtzu-
schlag von 14.45 Franken pro
Flugminute und Materialkos-
ten von 159 Franken pro Fall
und Patient.  

Die Air Zermatt (und die
Air-Glaciers) forderte 129.58
Franken (für zweimotorige He-
lis) und 114.50 Franken für 
einmotorige Helis. Die tarif-

suisse ag ihrerseits wollte gar ei-
ne Reduktion auf 82 und 72
Franken, also für zweimotorige
Helis 46.58 Franken weniger. 

Bei diesen Preisdifferen-
zen war es absehbar, dass die
Tarifverhandlungen scheitern
würden. Die Walliser Regie-
rung legte die Tarife der obliga-
torischen Krankenpflegeversi-
cherung (OKP) am 9. Septem-
ber 2015 trotzdem wie vorge-
schlagen fest. 

Staatsrat kam Untersu-
chungspflicht nicht nach
Mit diesen Tarifen waren die Air
Zermatt AG als betroffenes Ret-
tungsunternehmen sowie di-
verse Krankenversicherer nicht

einverstanden und erhoben Be-
schwerde. Das Bundesverwal-
tungsgericht rügte nun die Wal-
liser Regierung. Die Richter ka-
men in ihrem Urteil zum
Schluss, dass die geltenden Ta-
rifgestaltungsgrundsätze nicht
eingehalten wurden, «weil der
festgesetzte Tarif nicht auf der
Grundlage effektiver und trans-
parenter Leistungs- und Kosten-
daten des Rettungsunterneh-
mens, sondern auf der Basis von
Normkosten und teuerungsbe-
dingt indexierten Kosten fest-
gesetzt wurde».

Das Rettungsunterneh-
men hat laut den Richtern seine
tarifrelevanten Kosten und Leis-
tungen nicht rechtsgenüglich

ausgewiesen. Auch erlaubten
die eingereichten Akten laut
den Richtern keine transparen-
te Abgrenzung des Rettungs-
betriebs zum kommerziellen
Flugbetrieb der Air Zermatt AG. 

Die Kantonsregierung sei
ihrer Untersuchungspflicht
nicht nachgekommen, weil sie
keine Vorkehrungen dafür ge-
troffen hat, einen KVG-konfor-
men Kosten- und Leistungsaus-
weis zu erhalten. Es sei zudem
nicht sichergestellt worden,
dass nur die Kosten der OKP-
pflichtigen Rettungsleistun-
gen in die Tarifberechnung 
eingeflossen seien, da eine Aus-
einandersetzung mit den wirt-
schaftlichen Aspekten der Fra-

ge nach der Auslastung des 24-
Stunden-Rettungsbetriebs feh-
le. Eine rechtskonforme Effi-
zienzprüfung sei nicht durch-
geführt worden, wobei zu be-
achten sei, dass die OKP keine
allfälligen Überkapazitäten fi-
nanzieren müsse. 

Das Bundesverwaltungs-
gericht hat den Beschluss des-
halb aufgehoben und die Sache
zur Neubeurteilung an die Re-
gierung des Kantons Wallis zu-
rückgewiesen. Damit gelten bis
zu einer Einigung die alten Ta-
rife. Das Urteil ist endgültig und
kann nicht beim Bundesgericht
angefochten werden. Am Zug
ist jetzt die Walliser Regierung.

hbi

Weit auseinander. Krankenversicherer und Heliunternehmen haben Tarifvorstellungen zwischen 82 und 130 Franken. FoTo WB

Staatsrätin Esther Waeber-Kalbermatten betont, dass die Ta-
rifverhandlungen eigentlich Sache der Krankenversicherer und
der Rettungsunternehmen seien: «Wir haben die Tarife nur fest-
gelegt, weil sie keine Einigung finden konnten. Wir haben uns
dabei auf das Zahlenmaterial verlassen, welches uns die Unter-
nehmen zur Verfügung stellten. Ich bin der Meinung, dass wir
aufgrund der erhaltenen Unterlagen nicht so falsch gerechnet
haben.»

Man werde nun das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes
«ausführlich studieren». Klar sei, dass man von den Unterneh-
men umfassendere Auskünfte werde verlangen müssen. Über
die grossen Tarifdifferenzen, welche zwischen den Partnern be-
stehen, zeigt sich Waeber-Kalbermatten auch erstaunt, will die-
se aber nicht weiter kommentieren. Die Argumentation der Wal-
liser Unternehmen kann sie aber nachvollziehen: «Im Vergleich
mit der Rega müssen unsere Retter viel kompliziertere Einsätze
leisten.» Andererseits seien die Krankenversicherer natürlich
auch zu einem strikten Kostenmanagement verpflichtet. Die
Staatsrätin glaubt aber immer noch an eine einvernehmliche
Lösung. Die Berechnung der neuen Tarife werde aber sicher
mehrere Monate dauern, erklärt Waeber-Kalbermatten. 

«Nicht so falsch gerechnet…»


